
Nr. 744-745 / 01.2018  Strahlentelex  7 

Flüssigsalzreaktoren mit Online-

Wiederaufarbeitung bereitstel-

len können; wegen ihres ho-

hen Proliferationsrisikos ste-

hen sie in der Kritik. 

Fazit 

Mittelfristig technisch mach-

bar erscheint nur eine Trans-

mutation von TRU in schnel-

len Reaktoren. Zusammen mit 

dem notwendigen, aber noch 

nicht vollständig entwickelten 

Partitioning ließe sich so zwar 

eine signifikante Volumenre-

duktion der endzulagernden 

Abfälle erreichen, nicht aber 

eine deutliche Verminderung 

des Risikos des Endlagers: 

Letzteres wird ja von den 

leicht beweglichen Nukliden 

niedriger Masse bestimmt und 

nicht von den zwar hochtoxi-

schen, aber immobilen TRU. 

Auch wegen der erheblichen 

Umweltauswirkungen und we-

gen des Sicherheitsrisikos von 

Partitioning & Transmutation 

erscheint es daher mehr als 

fraglich, dass damit eine Ver-

besserung bei der nuklearen 

Entsorgung erzielt werden 

kann. Es ist vielmehr zu be-

fürchten, dass der Einstieg in 

diese Technologie die Sicher-

heits- und Entsorgungsprob-

leme der Nukleartechnik wei-

ter verschärfen würde. 
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Geschichtliches 

Mit einem Propagandaauf-

wand ohnegleichen wurde in 

den 1950er Jahren weltweit 

eine Euphorie für Atomener-

gie entfacht. In schillernden 

Bildern wurden die vermeint-

lich künftigen Errungenschaf-

ten des Atomzeitalters mit all 

ihren Verheißungen gepriesen. 

Unter dem Slogan „sauber, si-

cher und billig“ wurde die 

„Atomkraft“ als die Rettung 

vor allen künftigen Energie-

problemen angepriesen. Sie 

sollte der Menschheit ein wah-

res Paradies auf Erden besche-

ren.2 

Der Start für diese verhäng-

nisvolle Entwicklung erfolgte 

                                                  
1 Prof. Dr. Rolf Bertram, Göttin-

gen, zum Jahreswende 2017/18, 

bertramrolf@aol.com  
2 Das Batelle-Institut, selbst Mit-

glied im Deutschen Atomforum 

und aktiv an Forschungen zur 

Kernspaltung beteiligt, formulier-

te das in einer vom Bundesminis-

terium für Forschung und Tech-

nologie (BMFT) 1977 in Auftrag 

gegebenen Analyse so: „Die 

Propaganda für Atomstrom 

dient der Infantilisierung des 

Passivbürgers.“ 

1953 mit der euphorischen 

Rede des US-Präsidenten zur 

„friedlichen Nutzung der 

Kernenergie“. Noch heute ist 

ungeklärt, ob EISENHOWER 

mit dem Titel „atoms for 

peace“ einen fulminanten 

Public Relation-Gag landen 

wollte oder ob er wirklich an 

den vermeintlichen Segen der 

Atomenergie geglaubt hat. 

Zunächst ging es um die Be-

schaffung und Erzeugung von 

„Brennstoff“ für Reaktoren. 

Ausgewählt wurde Plutonium, 

das sich auch vorzüglich als 

bombentaugliches Material 

verwenden lässt. (Es war die 

Phase des „kalten Krieges“!) 

Einflussreichen Seilschaften 

des „militärisch-industriellen 

Komplexes“ gelang es, mit 

Korruption und falschen Daten 

ein weltumspannendes Netz des 

„Atomzeitalters“ zu knüpfen. 

Und das mit Duldung und 

Förderung fast aller Regierun-

gen!  

In vielen Ländern wurden 

Forschungszentren errichtet, 

in denen quasi abgeschirmt 

aber unter exklusiven Bedin-

gungen streng geheime For-

schungsarbeiten durchgeführt 

wurden (in Deutschland vor-

rangig in Karlsruhe und Jü-

lich). Selbst maßgebende Poli-

tiker wussten nicht, was sich 

dort abspielte. Man vertraute 

den „Verheißungen“ und be-

willigte riesige Forschungs-

mittel. Starke Lobbygruppen 

sorgen bis heute dafür, dass 

diese Geldquellen weiter 

sprudeln. 

Mit der Legende eines bevor-

stehenden Energieversorgungs-

notstands3 wurden zweifelnde 

Politiker zum Schweigen ge-

bracht und die Zustimmung 

der Öffentlichkeit erwirkt. 

Von den „radioaktiven 
Rückständen“ zum 
ATOMMÜLL 

Obwohl bereits zu jener Zeit 

in den offiziellen Verlautba-

rungen die Bedeutung einer 

sicheren Entsorgung der „ra-

dioaktiven Rückstände“ er-

wähnt wurde, vergingen nahe-

zu 20 Jahre, ehe der Gesetz-

geber 1976 die Forderung 

„nach einer geordneten Ent-

sorgung“ erhob. 

 Die vom Atommüll ausge-

henden Gefahren waren sehr 

früh bekannt, wurden aber 

immer wieder von den Prota-

gonisten der Atomenergie ver-

leugnet.  

 Frühe sachkundige Mah-

ner – darunter mehrere Nobel-

preisträger –, die wiederholt 

auf die unlösbaren Probleme 

bei der Endlagerung des 

                                                  
3 „Ohne Atomenergie gehen die 

Lichter aus“ 

Atommülls hinwiesen, wurden 

diskriminiert und verloren 

zum Teil ihre Stellungen in 

Forschungsinstitutionen und 

Universitäten. 

 Begründete Argumente 

gegen die Atomenergie wur-

den als Panikmache von Hin-

terwäldlern und „Strahlen-

neurotikern“ abgetan, die 

dem Fortschritt im Wege 

stünden und die Zeichen der 

Zeit nicht erkannt hätten. 

 Konnte man bisher – wie 

die Historie zeigt – Technik-

folgen einigermaßen abschät-

zen und Vorsorge treffen, so 

versagt bei der Endlagerung 

wegen der geologischen Zeit-

räume jede Art von Schadens-

prognose.4 

All unser Wissen beruht auf 

Erfahrungen und Erkenntnis-

sen aus Gegenwart und Ver-

gangenheit. Was man in ferner 

Zukunft wissen wird, ist reine 

Spekulation. Wir können uns 

also nicht auf den Standpunkt 

stellen, dass es nachkommen-

de Generationen schon richten 

werden. Schon gar nicht lässt 

sich etwas über die Stabilität 

                                                  
4 Wenn zum Beispiel in der End-

lagerdebatte immer noch behaup-

tet wird, man könne mit Hilfe 

„fortgeschrittener Rechenmetho-

den“ Prognosen für 1 Million Jah-

re treffen, so ist das eine bewusste 

Irreführung. Wer sich anmaßt, zu 

wissen wie die Verhältnisse in 

1.000 oder sogar in 100.000 oder 

1 Million Jahren sein werden, ist 

entweder intellektuell behindert 

oder ein Scharlatan. 

Atommüll 
 

Irrungen, infame Lügen und 
Täuschungen zum ASSE-Desaster 
 
Rückblick eines betroffenen Zeitzeugen 
 
Von Rolf Bertram1  
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politischer Verhältnisse für 

derartige Zeiträume voraussa-

gen.5 

Unter dem Einfluss der Atom-

lobby wurden Gesetze und 

Verordnungen erlassen, in de-

nen die Beseitigung des 

Atommülls als mach- und 

kontrollierbar hingestellt wur-

de.6  

Der eigentliche Skandal 
um ASSE  

Zwei verhängnisvolle Lügen 

1. Unter Missachtung wieder-

holter Warnungen und Hin-

weise auf Wasserzuläufe aus 

dem Deckgebirge wurde be-

hauptet, der Schacht ASSE II 

sei trocken und für die Einla-

gerung von Atommüll geeig-

net. 

2. Den Anwohnern wurde 

jahrzehntelang versichert, man 

habe alles im Griff und im 

Übrigen handele es sich ja 

überwiegend um harmlose 

Krankenhausabfälle. Tatsäch-

lich sind mehr als 90 Prozent 

des eingelagerten Atommülls 

radioaktive Rückstände aus 

Atomkraftwerken.7 

An der Vernebelung des wah-

ren Sachverhalts sind politi-

sche, administrative und wis-

senschaftliche Instanzen glei-

chermaßen beteiligt. Letztere 

haben ungeprüft Hypothesen 

und fragwürdige Modellie-

rungen als wissenschaftlich 

gesicherte Erkenntnisse hinge-

stellt und damit der Einlage-

rung riesiger Mengen erst 

                                                  
5 Das sind Zeiträume, in denen 

mehrere Tausend Legislaturperio-

den ablaufen. 
6 Atomgesetz, Strahlenschutzver-

ordnung 
7 Beispielsweise lagern die Rück-

stände vom AVR-Jülich zum Teil 

in den Einlagerungskammern der 

ASSE. Aus diesen stammen zwei-

fellos wesentliche Teile des in-

zwischen festgestellten Tritiums 

und des C-14. Mit der Abluft ge-

langen diese biologisch höchst 

gefährlichen Betastrahler ungefil-

tert in die Umwelt. Bis vor kur-

zem wurde die Rückhaltung von 

Tritium und C-14 von den Auf-

sichtsbehörden nicht einmal ge-

fordert. 

Vorschub geleistet. Mit der 

Duldung und Förderung sol-

cher Vorkommnisse haben die 

Regierenden ihre Sorgfalts-

pflicht und die politischen 

Gremien ihre Kontrollfunkti-

on grob vernachlässigt. 

Die Zeit des Beginns der 

verantwortungslosen Atom-

müllentsorgung habe ich mit-

erlebt. Fragesteller und War-

ner wurden verunglimpft. Die 

Stimmung in den 1970ern ist 

beispielhaft durch einige da-

mals kursierende, mich per-

sönlich treffende Sprüche ge-

kennzeichnet: 

„… man müsse ihm die Lehr-

befugnis entziehen, da er in 

seinen Vorlesungen mit fal-

schen Daten und Rechnungen 

vermeintlich belegen könne, 

dass für eine künftige Strom-

versorgung keine Atomkraft-

werke benötigt würden. Mit 

einem solchen Unsinn würden 

die Studierenden zutiefst ver-

unsichert …“ (Physikprofes-

soren aus Braunschweig und 

Göttingen)  

und 

„… man hätte ihn (also mich) 

zusammen mit anderen akti-

ven Elementen beizeiten auf 

Nimmerwiedersehen in den 

Tiefenaufschluss (Asse) ver-

bringen sollen …“ („Wissen-

schaftler“ aus Clausthal) 

Die Zuverlässigkeit der Si-

cherheitssysteme wurde trotz 

zahlreicher Reaktorpannen 

erst nach der Katastrophe von 

Tschernobyl ernsthaft infrage 

gestellt – in Japan erst nach 

Fukushima.  

Erst ganz allmählich beginnt 

man zu begreifen, dass es 

prinzipiell unmöglich ist, Ri-

siken von Prozessen zu be-

stimmen oder abzuschätzen, 

die in Mischsystemen ablau-

fen. Die Schachtanlage ASSE 

gehört systemtheoretisch in 

eine Kategorie, in der ver-

lässliche Modellierungen und 

Berechnungen nicht möglich 

sind. Aufgrund der eingelager-

ten Komponenten (radioaktive 

wie chemisch aktive) lassen 

sich zwar gewisse Ereignisse 

benennen, es ist aber nicht 

möglich zu bestimmen, wann 

und mit welcher Häufung und 

Folgewirkung diese Ereignis-

se eintreten. Es ist auch kaum 

möglich, Analogieschlüsse zu 

ziehen, da weltweit ein Sys-

tem wie in ASSE nicht exis-

tiert und deshalb auch keine 

Erfahrungen vorliegen. Ab-

schätzungen mit Computersi-

mulationen sind wegen des 

Mangels an gesicherten Daten 

mit großen Unsicherheiten 

verbunden. Bei den geforder-

ten Sicherheitsbetrachtungen 

(Prognosen) wird kaum be-

achtet, dass sich mit fort-

schreitender Lagerzeit der Zu-

stand des eingelagerten Mate-

rials permanent verändert. 

Damit verändern sich auch 

ständig die für eine Prognose 

erforderlichen Parameter. Ei-

ner Zustandsbeschreibung des 

„Innenlebens“ von Asse sind 

daher Grenzen gesetzt.8 

Das Atomzeitalter hat nicht 

nur die Möglichkeit geschaf-

fen, ungeheure Energie freizu-

setzen, es hat uns auch an die 

Grenzen der Planbarkeit und 

der wissenschaftlich fundier-

ten Prognosen geführt. 

Gegen die immer noch zu hö-

rende Formel „man habe es ja 

zu dem Zeitpunkt nicht bes-

ser gewusst“, sprechen viele 

Aussagen. Prof. Erich Huster, 

Direktor des Instituts für 

Kernphysik in Münster, warn-

te schon 1977 in einem offe-

nen Brief vom 28. Februar 

1977 an den damaligen Bun-

despräsidenten Walter Scheel: 

„Fast alles was dem Volke 

über die Kernenergie offiziell 

mitgeteilt wurde und wird, ist 

einfach nicht wahr. Es 

stimmt nicht, dass sie billig, 

sauber, umweltfreundlich und 

praktisch gefahrlos ist. Schon 

im Normalbetrieb geben die 

Leichtwasser-Reaktoren in 

                                                  
8 Während meiner Amtszeit an 

der TU Braunschweig habe ich in 

den 1980er Jahren über mehrere 

Semester Vorlesungen über „Phy-

sikalische Chemie der Grenzflä-

chen“ und über „Mehrstoffsyste-

me“ gehalten und regelmäßig 

Seminare über „Elektrochemische 

Energieumwandlung“ betreut. 

Abluft und Abwasser so viel 

radioaktive Stoffe ab, dass 

Ihre verehrte Gattin ihr 

Krebshilfswerk getrost ein-

stellen kann. Die Zahl der 

Krebsfälle nämlich, die eini-

ge dieser Stoffe notwendig 

erzeugen müssen, kann 

durch KEINE noch so um-

fassende Hilfe ausgeglichen 

werden.“ 

Seit Jahrzehnten warnen viele 

verantwortungsbewusste Wis-

senschaftler vor den Folgen 

radioaktiver Stoffe und ihren 

zerstörerischen Auswirkungen 

auf die Erbanlagen und die 

Gesundheit von Menschen, 

Tieren und Pflanzen: Albert. 

Schweitzer (1957), Bertrand 

Russel, Günter Anders (1950), 

der Genetiker Prof. Muller 

(1951), Hans Jonas, Jürgen 

Habermas) und viele andere. 

Obwohl in radioaktiv ver-

seuchten Gebieten massive 

Erbschädigungen, Krebs und 

eine erhöhte Sterblichkeit ein-

deutig nachgewiesen sind, 

wird von der Atomindustrie 

und der im selben Boot sit-

zenden IAEO immer noch 

versucht, diese Gefahren zu 

verharmlosen. Mit dem Hin-

weis auf den Grenzwert – für 

mich das Unwort der letzten 

Jahrzehnte – wird immer wie-

der versucht, die Wirkung von 

Radioaktivität herunter zu 

spielen. Außeracht bleibt da-

bei, dass bereits die Internati-

onale Strahlenschutzkommis-

sion (ICRP) 1949 formuliert: 

„Es müsse aber betont wer-

den, daß diese Grenzwerte 

keinen richtigen Kompromiss 

zwischen Schaden und Nut-

zen darstellen, weil die Risi-

ken nicht abzuschätzen sind, 

ebenso wenig der Gewinn, 

der diese Bestrahlungen 

rechtfertigen würde.“9 

Entsorgung von Atommüll 

heißt vollständige Isolierung 

gegenüber natürlicher Erosion 

und menschlichen Eingriffen. 

Dass das nicht über 10.000, ja 

noch nicht einmal über 30 

Jahre möglich ist, wird in 

ASSE bestätigt. 

                                                  
9 ICRP Nr.9, 1949 



Nr. 744-745 / 01.2018  Strahlentelex  9 

Aus Anlass der Entschließun-

gen des Deutschen Ärztetages 

und der Landesärztekammer 

Baden-Württemberg gegen die 

sogenannten Freimessungen 

von Atommüll (Strahlentelex 

hatte mehrfach ausführlich be-

richtet1) fand am 29. Novem-

ber 2017 unter Ausschluss kri-

tischer Wissenschaftler, Bür-

gervertretern und der Öffent-

lichkeit in der L-Bank in 

Stuttgart ein als „hochkarätig“ 

besetzt bezeichnetes Fachge-

spräch des Baden-Württember-

gischen Umweltministeriums 

zum Mikrosievert-Konzept bei 

der Freigabe von Atommüll 

statt. 12 Bürgerinitiativen von 

der Interessengemeinschaft De-

ponien Schwieberdingen und 

Horrheim, über den Bundes-

verband Bürgerinitiativen Um-

weltschutz e.V. (BBU) und 

den BUND-Regionalverband 

Heilbronn-Franken bis zu der 

Ärztevereinigung IPPNW Stutt-

gart e.V. wandten sich zu die-

sem  Anlass  mit dem nachfol- 

1 Ärztinnen und Ärzte wenden 

sich gegen die Freigabe von 

radioaktivem Müll aus dem 

AKW-Abriss, Strahlentelex 740-

741 v. 2.11.2017, S.5-6; 

www.strahlentelex.de/Stx_17_74

0-741_S05-06.pdf  

Ärztetag warnt vor 

Verharmlosung der 

Freimessungen, Strahlentelex 

732-733 v. 6.7.2017, S.7, 

www.strahlentelex.de/Stx_17_73

2-733_S07.pdf  

Ärztekammerpräsident findet 

Freimessungen „gesundheitlich 

verantwortbar“, Strahlentelex 

722-723 v. 2.2.2017, S.10-11, 

www.strahlentelex.de/Stx_17_72

2-723_S10-11.pdf  

gend dokumentierten Offenen 

Brief an den Minister für Um-

welt, Klima und Energiewirt-

schaft in Baden-Württemberg, 

Franz Untersteller (Bündnis 90/ 

Die Grünen). 

29.11.2017 

Sehr geehrter Herr Minister 

Untersteller, 

Ihre Antworten auf die beiden 

Landtagsanfragen der Grünen-

Abgeordneten und der FDP-

Abgeordneten hinterlassen ei-

nen zwiespältigen Eindruck. 

Wir begrüßen, dass Sie sich 

mit dem Thema „Freigabe 

nach § 29 Strahlenschutzver-

ordnung“ inhaltlich befasst 

haben, sind aber mehr als ent-

täuscht über Ihre erneute 

Verweigerung, die Bedenken 

aus der Bevölkerung ernst zu 

nehmen und darauf einzuge-

hen. Unbestreitbar ist, dass die 

radioaktive Belastung der 

Umwelt durch die Nutzung 

der Atomtechnologie ständig 

steigt. Auch die beim Rück-

bau der Kernkraftwerke anfal-

lende Radioaktivität im Ab-

rissmüll summiert sich wie 

jegliche radioaktive Strahlung, 

also auch die sogenannte „ge-

ringe“ in den Körpern von 

Mensch und Tier und kann 

früher oder später je nach 

Disposition zu ernsten ge-

sundheitlichen Störungen bis 

in das Genmaterial hinein füh-

ren. Die Tatsache, dass auch 

Boden und Wasser, ebenso die 

damit in Berührung kommen-

den Pflanzungen, die Strah-

lung aufnehmen, verstärkt das 

Problem zusätzlich über die 

Nahrungskette. 

Die Sorge des Landrats Dr. 

Brötel des Neckar-Odenwald-

Kreises um die Risiken der 

Ablagerung von Freimessmüll 

aus dem AKW Obrigheim in 

der Deponie Buchen haben 

Sie laut Pressenachrichten mit 

der Drohung beantwortet, ihn 

persönlich haftbar zu machen. 

Der Ludwigsburger Kreistag 

beschloss mit einer 2/3-

Mehrheit, den Einbau von 

Freimessmüll auf den Lud-

wigsburger Kreisdeponien ab-

zulehnen. Der zusätzlich be-

schlossene Antrag, wonach 

Landrat Dr. Haas Herrn Mi-

nisterpräsident Kretschmann 

bittet, sich erstmals intensiv 

um die vorgeschlagenen Al-

ternativen zur Deponierung 

des gering belasteten radioak-

tiven Freimessmülls aus dem 

AKW Neckarwestheim zu 

kümmern, wurde von Herrn 

Staatsminister Murawski vor 

allem mit dem Hinweis auf 

angebliche juristische Unaus-

weichlichkeiten abgelehnt. 

Gesetze sind von Menschen 

gemacht und müssen ggf. ge-

ändert werden, um sich an 

neue Erkenntnisse zum Schutz 

der Bevölkerung anzupassen. 

Leider war bei der Grün-

Schwarzen Landesregierung 

nie ein politischer Wille zu 

erkennen, sich bei den zahl-

reich geäußerten Sorgen ihrer 

Bürger, um umweltverträgli-

che Alternativen zur Freigabe 

des Abrissmülls – wie sie in 

einem Gutachten des IPPNW 

auf dem Tisch liegen – auch 

nur zu bemühen. 

Die Bürger sollen stattdessen 

mit Vergleichswerten der na-

türlichen Strahlenbelastung 

oder nicht korrekten Alltags-

beispielen (Düngemittelsack, 

Granitarbeitsplatte, etc.) be-

schwichtigt werden. Eine 

Bürgerbeteiligung wird von 

der Landesregierung in dieser 

Frage kategorisch abgelehnt. 

Schlimmer noch, sie erweckt 

den Eindruck, kritische Stim-

men ersticken zu wollen. So 

hatten die demokratisch ge-

wählten Delegierten der Ba-

den-Württembergischen Ärz-

teschaft in ihrer Vertreterver-

Epilog 

Viele Politiker (sogenannte 

Entscheidungsträger) wursteln 

weiter wie bisher nach dem 

Motto irgendwann werden 

sich die Probleme schon lösen 

lassen …. Heute wissen wir: 

Nach dem derzeitigen Wis-

sensstand ist eine Lösung des 

Atommüllproblems nicht in 

Sicht. Ungeachtet dieses 

Sachverhalts wächst der 

Atommüllberg ständig weiter. 

Meine Vorwürfe richten sich 

an die Politiker, die eine sol-

che Entwicklung tolerieren 

und fördern. Aber auch an die 

Wissenschaftler, die über-

haupt erst die Voraussetzun-

gen geschaffen haben.10 Diese 

Wissenschaftler litten nicht 

unter moralischen Skrupeln, 

sondern begnügten sich ein-

fach damit, die Entscheidung 

über die Anwendung ihrer Er-

kenntnisse anderen zu über-

lassen. Neben den bewussten 

Hasardeuren gab es nicht we-

nige Wissenschaftler und Poli-

tiker mit Wahrnehmungsdefi-

ziten. Auch heute noch gibt es 

viele, denen immer noch nicht 

die Tragweite ihres Handels 

oder ihrer Unterlassungen be-

wusst ist. 

Spätere Generationen werden 

hilflos vor diesem Problem 

stehen. Denn auch sie werden 

vermutlich kein sicheres End-

lager finden. Noch viele Ge-

nerationen nach uns werden 

unter den Folgen dieser men-

schenverachtenden Technik 

leiden. Das gilt auch für ferne 

Zeiträume, wenn alle AKW 

längst abgeschaltet sind und 

wenn – vermutlich – schon 

gar keiner mehr weiß, dass ei-

ne derart lebensfeindliche 

Technik einmal existierte. 

„Atommülldeponien werden 

die einzigen Zeugen sein, 

dass es den Raubaffen 

Mensch einmal gab.“ (Fried-

rich Dürrenmatt)  
 

 

 

 

 
10 Einige dieser einflussreichen 

Herren waren meine Lehrer 

Atommüll 
 

„Gesetze sind von Menschen 
gemacht und müssen ggf. 
geändert werden“ 
 
Forderung nach Moratorium bei der Freigabe von 
radioaktiv belasteten Materialien aus Atomanlagen 
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regierung Baden-Württemberg 
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